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Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe gemeinsam die Tagesordnungs-

punkte 1 a und 1 b auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Thomas 

Gehring u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

zur Änderung des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und 

Unterrichtswesen

Aufhebung des "Handyverbots" in Bayerns Schulen (Drs. 17/20321) 

- Erste Lesung -

und

Gesetzentwurf der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Martin Güll, Dr. Simone 

Strohmayr u. a. und Fraktion (SPD)

zur Änderung des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und 

Unterrichtswesen

Handynutzung in Schulen sinnvoll regeln (Drs. 17/20501) 

- Erste Lesung -

Für beide Entwürfe werden Begründung und Aussprache miteinander verbunden. 

Damit haben wir 10 Minuten Redezeit für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 

11 Minuten Redezeit für die SPD-Fraktion. Ich eröffne damit gleich die Aussprache. 

Hier beträgt die Gesamtredezeit der Fraktionen nach der Geschäftsordnung 24 Minu-

ten. Die Redezeit der Staatsregierung orientiert sich an der Redezeit der stärksten 

Fraktion.

Ich erteile zunächst dem Vertreter von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Herrn Kollegen 

Gehring, das Wort. Bitte schön, Herr Kollege, Sie haben das Wort.

Thomas Gehring (GRÜNE): (Vom Redner nicht autorisiert) Herr Präsident, liebe Kol-

leginnen und Kollegen! Die gesetzliche Regelung zum Handyverbot im bayerischen 

Erziehungs- und Unterrichtsgesetz hat sich nicht bewährt. Das Gesetz hat seine Ziele 
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nicht erreicht, es ist nicht zeitgemäß, es wird der Realität an den Schulen und der Re-

alität der Digitalisierung nicht gerecht. Die Praxis an den Schulen ist vielfach weiter.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Übrigens ist Bayern das einzige Bundesland, das diese Regelung hat. Warum hat das 

Gesetz seine Ziele nicht erreicht, sondern das Gegenteil bewirkt? Anlass für die Ein-

führung des Gesetzes waren damals Vorfälle von Mobbing und vom Zeigen nicht ju-

gendgemäßer Inhalte auf Schulhöfen. Obwohl es das Gesetz gibt, gibt es nach wie 

vor Mobbing über die neuen Medien, und der Schutz der Kinder vor Inhalten, die nicht 

jugendgemäß sind, ist bei Weitem nicht gegeben, im Gegenteil.

Das Mobbing von Schülerinnen und Schülern über die sozialen Netzwerke nimmt zu, 

und auch das Mobbing von Lehrerinnen und Lehrern über die sozialen Netzwerke ist 

präsent. Internet-Mobbing, das Bloßstellen, das In-die-Ecke-Drängen und die psychi-

sche Gewalt, die da ausgeübt wird, sind Alltag. Lehrerinnen und Lehrer erzählen, wel-

che Inhalte, die wirklich nicht jugendgemäß sind, von Schülerinnen und Schülern auf 

den Smartphones angeschaut werden. Liebe Kolleginnen und Kollegen, ein Gesetz, 

das die digitale Verwahrlosung der Kinder und Jugendlichen nicht verhindert, sondern 

die Augen davor verschließt, ist kein gutes Gesetz.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das Handyverbot gilt für die verschiedenen Schularten, für die Grundschule wie für die 

Berufsschule, gleichermaßen. An den Schulen bestehen aber zum Beispiel entspre-

chend dem Alter der Schülerinnen und Schüler unterschiedliche Bedürfnisse, und der 

Regelungsbedarf ist unterschiedlich. Wir müssen deshalb einen differenzierten Um-

gang der Schülerinnen und Schüler mit dem Handy an der Schule haben. Aber das ist 

durch dieses generelle Gesetz ausgeschlossen.

Sehr verehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, das Handy gehört 

heute zur Lebenswelt der Kinder und Jugendlichen, wie das noch vor elf Jahren nicht 
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denkbar war. Schule kann die Lebenswelt von Kindern und Jugendlichen nicht per se 

ausschließen, sondern muss sich mit dieser Lebenswelt auseinandersetzen. Eine 

Schule, die die Lebensprobleme und die Lebensfragen der Kinder nicht angeht, wird 

auch die Lernprobleme dieser Kinder nicht lösen. Deswegen darf die Schule die Kin-

der in der digitalen Welt nicht alleinlassen, sondern muss sie begleiten und muss das 

aufnehmen, was in der digitalen Welt passiert.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Mir hat vorhin jemand gesagt: Wenn ich den Führerschein mache, fahre ich auch nicht 

mit meinem eigenen Auto; ich habe ein Auto von der Fahrschule. Aber genau diese 

Situation haben wir beim Handy nicht. Die Kinder und Jugendlichen haben dieses 

Gerät, ohne den Umgang damit gelernt zu haben und ohne damit reflektiert umgehen 

zu können. Deswegen dürfen wir es nicht aus der Schule verbannen, sondern müssen 

es richtig aufnehmen, indem zum Beispiel Fragen des Jugendschutzes gelehrt wer-

den.

Das Handy ist Teil unserer Lebenskultur. Mit ihm umzugehen ist eine Kulturtechnik, die 

ähnlich wichtig ist wie Lesen, Schreiben und Rechnen, die weiterhin wichtig sein wer-

den. Das Handy ist ein Arbeitsgerät, ein kleiner Computer. Es dient nicht nur zum Tele-

fonieren, wie vielleicht die Älteren denken. Es ist ein technisches Gerät, das auf ver-

schiedene Weise genutzt werden kann. Soziale Unterschiede bestehen in der Regel 

nicht im Besitz, sondern in der Nutzung eines solchen Gerätes. Deswegen muss und 

kann es im Unterricht eingesetzt werden.

Um ein Missverständnis ganz klar auszuräumen: Unser Gesetzentwurf bedeutet nicht 

die Abschaffung von Regeln. Nein, der Gesetzentwurf macht Regeln erst möglich. Die 

Schulen müssen Regelungen schaffen. Das muss an den Schulen geregelt werden. 

Im Sinne einer demokratischen Schule muss das Schulforum entscheiden, wie das 

Handy gebraucht wird, wann es abgegeben werden muss, wann es eingesetzt werden 

kann und wann es im Unterricht eingesetzt wird. Diese Regelungen müssen an der 
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Schule getroffen werden, und ich bin davon überzeugt, dass es ein wichtiger Baustein 

einer demokratischen Schule ist, die Regelungen in der Schulfamilie, im Schulforum, 

wo Schülerinnen und Schüler, Lehrerinnen und Lehrer und Eltern zusammensitzen, 

gemeinsam zu beschließen. Ich bin davon überzeugt – das macht eigentlich Demokra-

tie aus –, dass eine Regelung, die man sich als Gemeinschaft selber gegeben hat, 

eine höhere Verbindlichkeit hat als ein Gesetz, das an den Realitäten vorbeigeht.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Deswegen haben wir diesen Gesetzentwurf eingebracht. Ich freue mich auf die Dis-

kussion im Ausschuss. Die SPD hat nachgezogen und auch einen Gesetzentwurf ein-

gebracht. Wie wir hören, will der Kultusminister einen Runden Tisch zu diesem Thema 

einberufen. So etwas zeigt meistens: Da ist Handlungsbedarf, da ändert sich etwas. 

Wir halten es für wichtig, dass wir diesen Veränderungsbedarf, den neuen Regelungs-

bedarf, das Ankommen des Handys in der Realität von Schule und das richtige Umge-

hen mit ihm in diesem Haus begleiten. Deswegen freue ich mich auf die Diskussion 

des Gesetzentwurfs im Ausschuss und dann wieder hier an dieser Stelle.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Herr Kollege. – Als Nächste 

hat Frau Kollegin Dr. Strohmayr von der SPD das Wort. Bitte schön, Frau Kollegin.

Dr. Simone Strohmayr (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Unser Thema ist heute die Handynutzung an den Schulen. Wir, die SPD-

Fraktion, möchten das Handyverbot lockern und gleichzeitig eine sinnvolle Handynut-

zung an den Schulen regeln. Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte auf die der-

zeitige Regelung in Artikel 56 des Erziehungs- und Unterrichtsgesetzes eingehen. 

Dort heißt es:
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Im Schulgebäude und auf dem Schulgelände sind Mobilfunktelefone und sonstige 

digitale Speichermedien, die nicht zu Unterrichtszwecken verwendet werden, aus-

zuschalten.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Die unterrichtende oder die außerhalb des Unterrichts Aufsicht führende Lehrkraft 

kann Ausnahmen gestatten.

So viel zur derzeitigen Regelung, liebe Kolleginnen und Kollegen. Diese Regelung ist 

elf Jahre alt, und wir sind der Ansicht: Sie ist veraltet. Sie verbietet Mobilfunkgeräte an 

Schulen grundsätzlich, und Lehrkräfte müssen die Nutzung im Einzelfall ausdrücklich 

gestatten. Ausnahmen können damit willkürlich und wenig transparent sein. Genau 

das müssen wir ändern.

Wir müssen das Verbot lockern. Dass diese Regelung nicht mehr zeitgemäß ist, wurde 

an einer Vielzahl von Fällen deutlich, zum Beispiel beim Vorfall in der Karlstadt-Schu-

le. Diese Schule hatte nämlich keine nachvollziehbaren Regelungen. Damit waren die 

Eltern und die Schüler mit Recht unzufrieden, und sie haben diese Willkür an der 

Schule angeprangert.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es stellt sich also die Frage: Wie sieht eine zeitgemä-

ße Regelung für Handynutzung an Schulen aus? Ich hatte in den letzten Tagen einige 

Praktikanten aus verschiedenen Schulen bei mir gehabt. Ich habe diesen Praktikanten 

die Frage gestellt: Wie stellt ihr euch vor, dass ihr das Handy an den Schulen nutzen 

könnt? Ich war sehr verwundert; denn als allererstes haben alle drei Praktikanten fest-

gestellt, dass es eigentlich gut ist, dass es zunächst den Grundsatz gibt, dass das 

Handy an den Schulen aus ist. Sie haben gesagt, dass man sich so einfach besser 

konzentrieren kann und man nicht auf dumme Gedanken kommt, zum Beispiel irgend-

etwas abzufotografieren, was nicht erlaubt ist. Also, es ist eigentlich erst einmal gut, 

dass die Schule oder gewisse Schulstunden als handyfreie Zone klar definiert sind.
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Auf der anderen Seite wünschen sich die Schülerinnen und Schüler – dies geht auch 

ganz klar hervor – klare, nachvollziehbare Regelungen, wann die Nutzung des Handys 

an den Schulen erlaubt ist. Wenn etwa Schüler den ganzen Tag an der Schule sind, 

dann ist doch klar, dass sie zum Beispiel in den Pausen Dinge koordinieren oder Ab-

sprachen mit Freunden treffen wollen.

Genau diese beiden Anliegen sind jetzt auch Inhalt des SPD-Gesetzentwurfs gewor-

den. Zum einen soll das Handy in der Schule grundsätzlich aus bleiben. Im Übrigen 

gibt es eine Vielzahl von Studien, die belegen, dass es gerade Kindern und Jugendli-

chen guttut, den Handykonsum auch einmal herunterzufahren. Wo kann man dies 

besser als in der Schule?

(Beifall bei der SPD)

Lieber Herr Gehring, Sie haben es selber angesprochen: Viele Kinder leiden unter 

Handysucht. Studien zeigen auf: Je mehr das Handy genutzt wird, also je mehr Stun-

den Kinder mit dem Handy verbringen, desto größer ist der persönliche Stress und 

desto unglücklicher sind die Betroffenen. Deswegen ist es aus unserer Sicht gut, eine 

klare Regelung zu haben und zu sagen: Grundsätzlich bleibt das Handy aus.

Zum anderen sind wir der Meinung, dass es auch klare Regelungen an den Schulen 

geben muss. Die Schulen müssen Regelungen schaffen, wann die Handynutzung 

möglich ist. Wenn wir von Schule sprechen, meinen wir natürlich die Schulfamilie. Wir 

sprechen hier also von der Lehrerkonferenz gemeinsam mit dem Elternbeirat; bei älte-

ren Schülern können wir uns auch vorstellen, dass das Schulforum oder der Berufs-

schulbeirat derartige Regelungen schafft; denn – auch das ist uns natürlich klar – das 

Handy ist heute ein Gerät des Alltags. Wir meinen, durch solche klaren Regelungen, 

die gemeinsam geschaffen werden, kann auch der Umgang mit dem Handy gelernt 

werden.

Genau eine solche Regelung, sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kollegen, for-

dern auch die Elternverbände; denn es macht Sinn, einen Konsens zur Nutzung von 
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Mobilfunkgeräten zu finden, damit nicht Lehrer im Einzelfall willkürlich entscheiden 

müssen. Man soll sich zusammensetzen und gemeinsam Regeln an den Schulen defi-

nieren.

(Beifall bei der SPD)

Ich möchte ein paar Worte zu dem Gesetzentwurf der GRÜNEN sagen. Aus unserer 

Sicht ist dieser Gesetzentwurf, auch wenn wir die Ziele durchaus teilen, einfach le-

bensfremd. Wir meinen – das habe ich jetzt ausführlich dargelegt –, dass es grund-

sätzlich gut ist, dass das Handy an den Schulen aus ist, dass es aber Möglichkeiten 

für die Schulfamilie geben muss zu definieren, wann es an bleiben darf. Jeder soll also 

genau wissen, woran er ist.

Wir halten es für falsch, den umgekehrten Weg zu gehen, den die GRÜNEN vorschla-

gen. Die GRÜNEN schlagen ja vor, die Regelung in Artikel 56 gänzlich zu streichen. 

Das heißt, es wäre immer erlaubt, das Handy zu nutzen, und die Schule müsste letzt-

endlich definieren, wann es verboten sein soll. Das halten wir einfach für lebensfremd; 

denn man kann der Schule nicht die Aufgabe aufbürden, den Schulen und den Leh-

rern nicht die Aufgabe zumuten, letztendlich zu definieren, wann das Handy aus sein 

soll. Das halten wir einfach für lebensfremd. Deswegen meinen wir: Umgekehrt, so wie 

wir es vorschlagen, wird letztendlich ein Schuh daraus. Das ist genau das nötige Maß 

an Modernität, das wir brauchen, also das Verbot lockern und klare Regelungen schaf-

fen, wann das Handy genutzt werden kann.

So können die Kinder für das digitale Zeitalter fit gemacht werden, und nebenher ler-

nen Kinder und Schüler, was auch vielen Erwachsenen guttäte, das Handy sinnvoll zu 

nutzen und es auf der anderen Seite auch einmal auszumachen. In diesem Sinne 

freuen wir uns auf die Diskussionen im Ausschuss.

(Beifall bei der SPD)
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Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Frau Kollegin. – Als Nächster 

hat Kollege Ländner von der CSU das Wort. Bitte schön, Herr Kollege.

Manfred Ländner (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Ich 

sehe ein Thema, bei dem wir alle einer Meinung sind. Herr Gehring sagt: Wir brau-

chen Regeln; wir schaffen einen Paragrafen ab, oder brauchen wir Regeln? Frau Kol-

legin Dr. Strohmayr sagt: Wir wollen keine Willkür an den Schulen; wir wollen den Leh-

rern und den Schulleitern klare Regeln an die Hand geben. – Jawohl, dafür sind wir 

auch.Daher sehe ich an Artikel 56 Absatz 5 des Bayerischen Gesetzes über das Er-

ziehungs- und Unterrichtswesen – BayEUG –, wonach Mobilfunktelefone auszuschal-

ten sind, wenn sie nicht Unterrichtszwecken dienen, die Lehrkraft aber Ausnahmen 

gestatten kann, grundsätzlich nichts Ehrenrühriges.

Diese Vorschrift stammt aus dem Jahr 2006. Herr Kollege Gehring, wir sind gleich alt. 

Sie werden sich an das Handy, das Sie damals besessen haben, erinnern: Es war ein 

Gerät, mit dem man telefoniert hat. Auf den Geräten von Nokia hatte man "Snake", 

eine Schlange, die man durch "klick, klick" vergrößern konnte. Ihr jungen Leute oben 

auf der Besuchertribüne, fragt eure Eltern! Man hat mit dem Handy telefoniert, das war 

alles. Könnt ihr euch das vorstellen?

(Allgemeine Heiterkeit)

Schwierig, gell?

Mittlerweile hat sich einiges geändert. Das iPhone ist 2007 auf den Markt gekommen. 

Die Firma Apple hat damit das Smartphone in die Gesellschaft eingeführt. Alles Weite-

re, was gekommen ist – Facebook, Twitter, Internet auf dem Handy, Spiele, Aus-

tausch, Snapshots und viele Dinge mehr –, war in der mobilen Version ebenfalls erst 

ab 2007 möglich. Natürlich ist es an der Zeit, dass sich die Bayerische Staatsregie-

rung – in diesem Fall: das Kultusministerium – auch den neuen Formen der digitalen 

Kommunikation zuwendet.
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Herr Kollege Güll, ich verschone Sie jetzt mit lateinischen Zitaten, sondern sage nur: 

Da sich der Ausgangspunkt geändert hat – das Mobiltelefon ist nicht mehr nur zum Te-

lefonieren da, sondern dient als Helfer in allen Lebenslagen, manchmal als guter, 

manchmal als schlechter Helfer –, müssen wir auch einige Vorschriften anpassen. Ich 

bin mir sicher, sehr geehrte Damen und Herren, dass im Rahmen der Digitalisierung 

das Handy – ebenso wie Smartphones, Tablets und viele andere Dinge – auch Be-

standteil des Unterrichts werden wird.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Wir haben im Haushaltsplan für den Bereich der Digitalisierung 2.0 – ich denke, der 

Regierungsvorschlag wird so durchgehen – 162,5 Millionen Euro veranschlagt, um die 

Schulaufwandsträger, die dafür zuständig sind, in ihren Bemühungen, an den Schulen 

die Digitalisierung voranzubringen, zu unterstützen. Dazu gehört unter anderem die 

Anschaffung von Tablets, Smartphones und PCs.

In einem Punkt bin ich völlig Ihrer Meinung, Herr Kollege Gehring: Wir brauchen Re-

geln. Aus dieser Situation heraus hat unser Kultusminister Dr. Spaenle einen Runden 

Tisch für Frühjahr 2018 angekündigt. Gegenstand ist der vernünftige Umgang mit die-

sen modernen Medien an unseren Schulen.

Mein Appell lautet, darauf hinzuwirken, dass in unserer Schullandschaft – 6.000 Schu-

len, 120.000 Lehrerinnen und Lehrer, 1,7 Millionen Schülerinnen und Schüler – nicht 

ein Flickenteppich entsteht. Wir brauchen Regeln und müssen entsprechende Rah-

menbedingungen schaffen. Diese verstehen wir als Hilfe auch für die Schulen bzw. die 

Schulleiter.

Mein Sohn ist Lehrer an einer Berufsschule. Es ist durchaus ein "Spaß", einem 18-jäh-

rigen Maurerlehrling sein Handy abzunehmen. Daher sage ich: Man muss zwischen 

Berufsschule, Gymnasium, Oberstufe, Mittelstufe und Grundschule eventuell unter-

scheiden.
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All diese Fragen werden an dem Runden Tisch angesprochen. Ich bin zuversichtlich, 

dass die Beratungen dort Ergebnisse bringen werden.

(Beifall bei der CSU)

Sehr geehrte Damen und Herren, unser Ziel ist eine vernünftige Reaktion auf die Ver-

änderung der Technik. Wir müssen Regelungen anpassen, aber nicht abschaffen. Wir 

brauchen klare gesetzliche Regelungen, mit denen pädagogisch umgegangen werden 

kann. In dieser Situation sind wir. Wir brauchen einen sinnvollen Umgang mit dem 

Handy, nicht hemmungsloses Daddeln. Hilfe brauchen insbesondere unsere Schullei-

tungen, die das im täglichen Alltag mit ihren Schülerinnen und Schülern umsetzen 

müssen.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Herr Kollege. – Als Nächster 

hat Herr Kollege Prof. Dr. Piazolo das Wort. Bitte schön, Herr Kollege.

Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, meine 

sehr verehrten Damen und Herren! Meistens ist die Staatsregierung zu spät dran; in 

diesem Fall war sie wohl ein bisschen zu früh dran. Es ist gerade geschildert worden: 

2006 wurde das Gesetz geändert, und dann, 2007, kommt Steve Jobs und führt das 

Smartphone ein! Wobei: Man hätte es vorher wissen können.

(Allgemeine Heiterkeit)

Nun gibt es das Smartphone elf Jahre lang, und elf Jahre lang passierte nichts, lieber 

Kollege Ländner. Dann legen die FREIEN WÄHLER einen Dringlichkeitsantrag sowie 

die SPD und die GRÜNEN jeweils einen Gesetzentwurf vor – und plötzlich gibt es 

einen Runden Tisch. Die Opposition muss sich ja geehrt fühlen. Das, was zehn Jahre 

Smartphone nicht erreicht haben, erreichen zwei Gesetzentwürfe und ein Dringlich-

keitsantrag der FREIEN WÄHLER, nämlich einen Runden Tisch des Ministers. Wun-

derbar!

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)
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Insofern haben wir hier eine kräftige Opposition. Es geht!

(Manfred Ländner (CSU) begibt sich zum Saalmikrofon)

– Lieber Kollege Ländner, gern am Ende. – Wir sind uns darin einig, dass etwas ge-

schehen muss. Das, was heute an den Schulen stattfindet, ist nicht nur die Handynut-

zung bzw. das Telefonieren. Es ist gerade schon gesagt worden: Es geht um alle digi-

talen Speichermedien. Insofern haben sich die Zeiten geändert; das haben Sie 

vollkommen richtig gesagt. An diese Lebensrealität müssen auch die Regelungen für 

den Schulbetrieb angepasst werden.

Das Handy wird heute für Terminvereinbarungen, Faktenchecks, die Aufnahme von 

Fotos und vieles mehr genutzt. Das heißt, in der heutigen Lebenswelt – auch in der 

Lebenswelt der Schule – spielt nicht nur das Handy, sondern spielen digitale Speicher-

medien insgesamt eine große Rolle.

Ich war gestern Abend mit einer Schülergruppe hier im Plenarsaal. Die Schüler ent-

deckten als Erstes das Zeichen für "Handyverbot" im Plenum. Dieses Verbot ist aber 

nur ein eingeschränktes, nämlich ein Verbot des Telefonierens mit dem Handy. An-

sonsten dürfen wir hier selbstverständlich digitale Speichermedien nutzen, und das ist 

auch gut so.

Aus den genannten Gründen ist es richtig, dass es bald einen Runden Tisch gibt. Herr 

Kollege Ländner, ich bin mit Ihnen vollkommen einig: Auch wir FREIE WÄHLER sehen 

es – im Gegensatz zu dem, was in dem Gesetzentwurf der GRÜNEN enthalten ist – 

als geboten an, einheitliche Regeln zu schaffen und die Schulen nicht alleinzulassen. 

Ich persönlich hielte es nicht für sinnvoll, das Schulforum zur Handynutzung zu befra-

gen, weil wir dann möglicherweise einen zu schnellen Wechsel bekommen werden – 

darüber werden wir im Bildungsausschuss sicherlich noch intensiv diskutieren –: zwei 

Jahre so herum, zwei Jahre anders herum. Die einen Eltern wollen es so, die anderen 

Eltern wollen es anders geregelt haben. Wenn ein Lehrer eine schlechte Erfahrung mit 

der Handynutzung gemacht hat, wird die Regelung vielleicht rasch wieder geändert.
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Wir brauchen klare rechtliche Regelungen, das heißt Regelungen, die auch justiziabel 

sind. Auch insofern bin ich dankbar für den Runden Tisch. Eines können wir nicht ge-

brauchen: dass in Sachen Handyverbot, ja oder nein, ständig geklagt wird.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Unsere Position ist: Wir sollten vom grundsätzlichen Verbot mit Erlaubnisvorbehalt 

übergehen zur grundsätzlichen Erlaubnis mit Verbotsoption. Dann ist im Einzelfall 

genau zu prüfen, wo ein Verbot sinnvoll ist und wo nicht.

Sehr wichtig ist mir, dass ein pädagogisches Konzept dahintersteckt. Das ist doch das 

Entscheidende. Es geht weniger um die Frage, ob in der Pause kurz telefoniert wer-

den darf, sondern es geht darum, wie man im Unterricht mit digitalen Speichermedien 

umgehen sollte, wie man sie am besten einsetzt, um den Unterricht gut zu gestalten.

Ziel muss es sein, die Schülerinnen und Schüler zu befähigen, kritisch, selbstbewusst 

und problembewusst mit diesen Medien umzugehen. Insoweit ist sicherlich noch eini-

ges zu tun; auch das muss man sehen. Dass die Schüler lernen, mit diesen Medien 

umzugehen, ist das eine. Diese Medien bieten auch Chancen, nicht nur für die Schü-

lerinnen und Schüler, sondern auch für den gesamten Standort Bayern.

Herr Kollege Ländner, Sie haben berichtet, was die Staatsregierung – nach vielen Jah-

ren – auf den Weg gebracht hat. Aber in den Jahren davor wurden viele Chancen ver-

passt. Wir liegen in Bayern bei der Digitalisierung nicht an der Spitze. Es ist unbestrit-

ten, selbst bei der CSU, dass andere Länder – sei es Südkorea, seien es die 

baltischen Länder – in Sachen Digitalisierung wesentlich weiter sind. Insofern gibt es 

hier viel aufzuholen. Der Runde Tisch wird ein erster Schritt sein. Noch wichtiger ist 

aber, dass sinnvolle Ergebnisse herauskommen, die man bewerten kann und die den 

Schulen, den Eltern und den Schülern Sicherheit geben. Insofern freue ich mich auf 

die Diskussionen, die uns zu dieser Frage erwarten.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)
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Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Herr Kollege Piazolo, bleiben Sie bitte am 

Rednerpult. – Sie haben es schon gesehen: Der Kollege Ländner hat sich zu einer 

Zwischenbemerkung gemeldet.

Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): Gerne.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Bitte schön, Herr Kollege Ländner.

Manfred Ländner (CSU): Gleich zwei Dinge: Zum einen werden unsere 1,7 Millionen 

Schüler sicherlich froh sein, in Bayern zur Schule zu gehen und nicht in Südkorea. In 

Deutschland sind wir spitze.

Die zweite Bemerkung: Ohne Ihr Selbstbewusstsein schmälern zu wollen, bitte ich, die 

Reihenfolge zu beachten. Zunächst kam die Einladung zum Runden Tisch, und dann 

kamen Ihre Anträge. Wir sind nicht Trittbrettfahrer, so wie Sie es dargestellt haben.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Herr Kollege. – Herr 

Prof. Piazolo, Sie haben das Wort.

Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): Lieber Kollege Ländner, seit wann ist 

denn der Runde Tisch installiert? Seit wann gibt es ihn? Wie viele Sitzungen hat der 

Runde Tisch schon hinter sich?

(Manfred Ländner (CSU): Eine Einladung!)

– Eine Einladung, aha, nur eine Einladung.

(Lachen bei den GRÜNEN – Unruhe bei der CSU – Manfred Ländner (CSU): Sie 

haben etwas anderes behauptet!)

– Den Runden Tisch gibt es noch nicht. Punkt!

(Prof. Dr. Gerhard Waschler (CSU): Eigentor, Herr Piazolo, Eigentor!)
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– Es gibt ihn einfach noch nicht, er ist noch nicht da, meine sehr verehrten Damen und 

Herren.

Das andere: Ich will mich jetzt natürlich nicht auf die Frage einlassen, wo man am lieb-

sten zur Schule geht. Ich glaube, dass viele Südkoreaner gerne in Südkorea zur Schu-

le gehen; da bin ich mir 100-prozentig sicher. Darin sind wir uns einig, lieber Kollege 

Ländner, dass die meisten bayerischen Schüler sehr gerne in Bayern zur Schule 

gehen. Das wollte ich auch nie bestreiten. Darin sind wir uns einig, und das ist auch 

gut so.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Herr Kollege. – Weitere Wort-

meldungen liegen mir nicht vor. Damit ist die Aussprache geschlossen. Ich schlage 

vor, die Gesetzentwürfe dem Ausschuss für Bildung und Kultus als federführendem 

Ausschuss zu überweisen. – Damit besteht offensichtlich Einverständnis. Dann ist es 

so beschlossen.
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